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Wallis Freitag, 28. April 2023

Mehr als ein Viertel der Walliser 
Bevölkerung gibt an, aus Kosten-
gründen auf einen Besuch beim 
Zahnarzt zu verzichten. Zu die-
sem Schluss kommt eine Unter-
suchung aus dem Jahr 2020, wel-
che das Walliser Gesundheitsob-
servatorium 2022 ausgewertet hat. 
Der Kanton will das nun ändern. 
Am Donnerstagmorgen hat der 
Staatsrat dafür ein Massnahmen-
paket vorgestellt. Es soll insgesamt 
1,8 Millionen Franken kosten.

Das Paket dient als Gegenvor-
schlag zu einer kantonalen Volks-
initiative, welche Mathias Reynard 
mitlanciert hat. Vor sechs Jah-
ren forderten die SP, die damali-
ge CSP, Grüne und Gewerkschaf-
ten eine obligatorische Zahnp' e-
geversicherung. Jede Person im 
Wallis sollte versichert sein, so der 
Initiativtext.

Reynard in der Doppelrolle
Diese Grundversicherung sollte für 
die arbeitstätige Bevölkerung über 
obligatorische Lohnabgaben, ana-
log zur AHV, finanziert werden. Für 
die anderen sollte sie über die kan-
tonale und kommunale Gesund-
heitspolitik gesichert werden. Die 
Initiative kam im Mai 2017 zustan-
de und wurde im Februar 2018 für 
zulässig befunden.

Es war nicht die erste Initiati-
ve ihrer Art. Gerade in der West-
schweiz wurde mehrfach über 
kantonale Zahnp' egeversicherun-
gen abgestimmt: in den Kanto-
nen Waadt, Genf und zuletzt in 
Neuenburg. Alle drei Vorlagen 
scheiterten an der Urne.

Geht es nach Mathias 
Reynard, hat man damals ein-
fach nach einem möglichen An-
satz gesucht, um Zahnarztbesu-
che leichter zugänglich zu machen. 
Heute sitzt Reynard als Gesund-
heitsminister auf der anderen Sei-
te. Und sagt, der Gegenvorschlag 
sei ein guter Kompromiss. Dass 
dieser Kompromiss viel weniger 
Leuten dient und etwa fünfzigmal 
weniger kostet als geplant, störe 

ihn nicht. «Das ist pragmatische 
Politik», sagt Reynard.

Mit dem Gegenvorschlag will 
der Kanton vor allem einkom-
mensschwachen Haushalten un-
ter die Arme greifen. Diese sol-
len künftig maximal 500 Fran-
ken pro Jahr und Haushalt er-
halten, um anfallende Zahnarzt-
kosten zu bezahlen. Das soll et-
wa 2500 Haushalten zugutekom-
men, bei welchen das Risiko be-
steht, dass sie aus Kostengründen 
auf zahnärztliche Behandlungen 
verzichten könnten.

Man wolle mit dem Vor-
schlag ein Giesskannenprinzip 
verhindern, so Reynard. Und 
stattdessen die Familien und 
Betro* enen ansprechen, wel-
che knapp über der Subventi-
onsgrenze leben. Diese werden 
über das bestehende System für 
die Familienzulagen bestimmt. 
Dafür rechnet der Kanton mit 
Kosten von einer Million Fran-
ken. Davon zahlt der Kanton 
700’000 Franken, die übrigen 
300’000 sollen von den Ge-
meinden übernommen werden.

Zusätzlich will der Staats-
rat in die Prävention investie-
ren. Auch hier will er gezielt 
Risikogruppen angehen: Eltern 
und Schwangere, Kinder und Ju-
gendliche oder Bewohnerinnen 
von Alters- und P' egeheimen 
zum Beispiel. Für die Präven-
tionsmassnahmen will der Kan-
ton rund 300’000 Franken zah-
len. Die Gemeinden sollen da-
für weitere 500’000 Franken 
in die Hand nehmen. Dieses 
Geld sei gut angelegt, heisst es 
von den Verantwortlichen: Mit 
jedem Franken, den man in 
die Prävention investiere, spare 
man dreizehn Franken für die 
zahnärztliche Versorgung.

Ein Anliegen, 
das schon länger wartet
Und doch scheint die Lösung im 
Verhältnis zum Ziel der Volksin-
itiative von 2017 eher bescheiden 
auszufallen. Man habe wirklich 
lange an diesem «guten Kom-

promiss» arbeiten müssen, sagt 
Reynard. Auch, weil die Idee des 
Initiativkomitees nicht allein im 
Raum stand.

Ein paar Monate, nachdem 
die Initiative für gültig befunden 
worden war, reichte der FDP-
Grossrat Christophe Claivaz ein 
zusätzliches Postulat ein. Man 
müsse verhindern, dass Teile 
der Bevölkerung aus - nanziellen 
Gründen auf zahnärztliche Be-
handlungen verzichten, forder-
te Claivaz. Der Vorschlag: Gut-
scheine für Dentalhygiene und 
Prophylaxe für die, die es sich 
nicht leisten können.

Im August 2018 wurde der 
Vorschlag an die ausserpar-
lamentarische Kommission für 
Zahnp' ege weitergegeben. Diese 

forderte 2020 statt breit angeleg-
ter Umstellungen gezielte Mass-
nahmen für die Risikopopulatio-
nen. Das Anliegen rückte aber in 
den Hintergrund, als die Pan-
demie grosse Teile der Kantons-
verwaltung beanspruchte.

Gemeinden sind dagegen – 
der Kanton soll zahlen
Der Entwurf des Staatsrats soll nun 
auf beides antworten. Er wurde 
zwischen Oktober 2022 und Janu-
ar 2023 in die Vernehmlassung ge-
schickt. Gemäss Kanton unterstüt-
ze die grosse Mehrheit der Akteu-
re die vorgeschlagenen Massnah-
men. Mit Ausnahme des Verban-
des der Walliser Gemeinden VWG. 
Er befürwortet die vorgesehene 
Finanzierung nicht.

Das liege nicht an fehlendem In-
teresse, sagt Niklaus Furger, Vi-
zepräsident des VWG. Im Gegen-
teil: Schon heute engagiere man 
sich in den Gemeinden stark 
über die Walliser Vereinigung für 
Prophylaxe und Jugendzahnp' e-
ge. Die Gemeinden tragen derzeit 
40 Prozent der Kosten für die 
Zahnp' ege und -behandlung aller 
Kinder und Jugendlichen bis zum 
31. Dezember ihres 16. Lebens-
jahres. Dieses System sei in der 
Schweiz einzigartig.

Dafür haben die Walliser Ge-
meinden 2021 insgesamt 8,6 Mil-
lionen Franken bezahlt. Vor zehn 
Jahren waren es deren noch 4,9 
Millionen. «Für die Gemeinden 
ist das schon heute eine gros-
se Belastung», sagt Furger. Alles 

Weitere sei einfach zu viel. Der 
Verband lehne es entschieden 
ab, weitere Kosten zu überneh-
men: «Wenn der Kanton neue 
Unterstützungsmassnahmen be-
schliesst, soll er auch die Kosten 
dafür tragen.»

Der Vorschlag des Staatsrats 
setzt mehrere kantonale Geset-
zesänderungen voraus. Das vorerst 
letzte Wort dazu hat deshalb der 
Grosse Rat. Nimmt dieser die Vor-
lage in ihrer jetzigen Form an, soll 
sie bis 2025 umgesetzt werden.

Für die SP Oberwallis, die 
Teil des damaligen Initiativko-
mitees war, ist das Paket ein 
Schritt in die richtige Richtung. 
Zwar sieht man darin einen 
guten Vorschlag. Die Präventi-
on und die Unterstützung ein-
kommensschwacher Haushalte 
sei begrüssenswert. Der Zugang 
zur Zahnmedizin müsse für al-
le gewährleistet sein – gerade 
jetzt, da die Kau1 raft der Be-
völkerung unter Druck stehe. Es 
sei wichtig, auch die Schulen 
und Altersheime vermehrt an-
zugehen, sagt SPO-Präsidentin 
Claudia Alpiger. Aber: «Es ist 
natürlich noch lange nicht das, 
was damals mit der Initiative 
gefordert wurde.»

Nun gehe es darum, das 
vorliegende Paket durch den 
Grossen Rat zu bringen. Es 
dürften keine der vorgeschlage-
nen Massnahmen gestrichen wer-
den, so Alpiger. Sie zeigt sich zu-
versichtlich – schon bei der Lan-
cierung der Initiative zogen neo 
– Die sozialliberale Mitte, Grü-
ne und Gewerkschaften mit. Da-
von erho* t sich Alpiger einen 
gewissen Rückhalt. Schliesslich 
sei es unverständlich, dass Zäh-
ne von der obligatorischen Kran-
kenversicherung ausgeschlossen 
würden: «Sie gehören genau so 
zu unserem Körper wie alle 
anderen Organe auch.»

Ob die Initiative zurück-
gezogen wird, bleibt noch of-
fen. Das Initiativkomitee ent-
scheidet nach Abschluss der 
Grossratsdebatten darüber.

Léonie Hagen

Günstigere Zahnarztbesuche: Gemeinden
stellen sich gegen den Staatsrat

Staatsrat Mathias Reynard will Zahnarztbesuche gezielt zugänglicher machen. Bild: zvg/Sedrik Nemeth

Auch im Wallis verzichten Menschen aus Kostengründen auf den Besuch beim Zahnarzt. Der Kanton will das ändern.
Die Gemeinden wären auch dafür – wenn es sie nichts kosten würde.

Gesundheitstipp medicaplus.ch

Volkskrankheit Vitamin B12-Mangel

Noëlle Jäger-Kuonen, Apothekerin, Stadtplatz Apotheke, Brig

Ob im Blut, dem Energiestoffwechsel, unserem 
Immun- oder Nervensystem: Vitamin B12 ist ein 
wahrer Allrounder. Vitamin B12 ist an zahlreichen 
Stoffwechselvorgängen in unserem Körper be-
teiligt. Es zählt zu den Vitaminen, welches unser 
Körper nicht selbstständig bilden kann. Somit 
sind wir auf die regelmässige Zufuhr von aussen 
angewiesen. Besonders reich an Vitamin B12 sind 
tierische Lebensmittel wie Leber, Muskelfleisch, 
Fisch, Milch, Käse und Eier. Nicht nur vegan und 
vegetarisch lebende Menschen sollten zusätzlich 
Vitamin B12-Präparate zu sich nehmen. Auch bei 
Menschen mit Magen- und Darmerkrankungen 
können Vitamin B12-Mängel auftreten, da der 
Nährstoff nicht richtig verarbeitet und aufge-

nommen wird. Zur Risikogruppe gehören zudem 
Schwangere und ältere Personen. Ältere Men-
schen leiden oft unter chronischen Erkrankun-
gen, nehmen verschiedene Medikamente ein und 
auch die Ernährungsgewohnheiten verändern 
sich im Alter.

Unser Körper kann Vitamin B12 in hohen Mengen 
speichern. Ein Vitamin B12-Mangel zeigt sich in 
der Regel erst, wenn dieser Speicher leer ist. Und 
dies ist häufig erst nach fünf bis sogar zehn Jah-
ren der Fall. Zu den gängigen Symptomen gehö-
ren unter anderem Müdigkeit, Schwäche, Blutar-
mut, Blässe, Verdauungsbeschwerden, Entzün-
dungen der Zunge und Mundschleimhaut sowie 

Gang- und Sensibilitätsstörungen. Auch depres-
sive Verstimmungen, Konzentrationsschwächen 
und Vergesslichkeit können auftreten, da für eine 
normale Gehirn- und Nervenfunktion Vitamin 
B12 notwendig ist.  

Fast jeder kennt die Anzeichen einer Erschöp-
fung. In Zeiten von körperlich und geistig grosser 
Belastung kann eine zusätzliche Vitamin B12-
Zufuhr sinnvoll sein. Lassen Sie sich in einer 
MedicaPlus Apotheke beraten.
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